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Kreis Lippe 
 
154 Veröffentlichung der Bodenrichtwerte 
 
Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Kreis 
Lippe und in der Stadt Detmold hat am 31.03.2011 die Bo-
denrichtwerte bezogen auf den Stichtag 01.01.2011 ermit-
telt. Gesetzliche Grundlage dafür ist der § 196 Baugesetz-
buch in der Fassung vom 23.09.2004 (BGBl.IS.2414), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) in Verbindung mit § 11 der 
Verordnung über die Gutachterausschüsse für Grund-
stückswerte in Nordrhein-Westfalen vom 10.01.2006 
(GV.NRW.2006S.38). 
 
Der Bodenrichtwert ist ein aus Kaufpreisen ermittelter 
durchschnittlicher Lagewert für ein Gebiet mit im Wesentli-
chen gleichen Nutzungs- und Wertverhältnissen. Er ist auf 
ein Grundstück bezogen, dessen Eigenschaften für dieses 
Gebiet typisch sind (sog. Richtwertgrundstück).  
Grundlage der Bodenrichtwertermittlung bilden die im 
Kreisgebiet beurkundeten Grundstückskaufverträge, die die 
Notare zu diesem Zweck dem Gutachterausschuss zur 
Auswertung übersenden.  
Die Bodenrichtwerte sollen dazu beitragen, den Grund-
stücksmarkt transparenter zu machen. Sie bieten den 
Marktteilnehmern eine gute Orientierung bei der Preisges-
taltung, haben allerdings keine bindende Wirkung.  
 
 
 
 
 

 
Die aktuellen Bodenrichtwerte sind für jedermann kosten-
frei im Internet unter der Adresse www.borisplus.nrw.de 
einsehbar. Außerdem können sie bei der Geschäftsstelle 
des Gutachterausschusses, eingerichtet beim Kreis Lippe, 
Felix-Fechenbach-Str. 5, Detmold (Zimmer 751) und im 
Bürgerservice (Zimmer 300), zu den üblichen Geschäfts-
zeiten eingesehen werden. 
 
18.04.2011 
 
 
Der Vorsitzende 
gez. Dr. Ostrau 

Kr.Bl. Lippe 10.05.2011 
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155 Verlängerung der Ortsdurchfahrt im Zuge der 
Kreisstraße 73, Abschnitt 9, Schieder-
Schwalenberg, OT Glashütte 

 
Hiermit setze ich im Einvernehmen mit der Stadt Schieder-
Schwalenberg und der Bezirksregierung Detmold gem. 
§ 5 (3) Straßen- und Wegegesetz NW die Ortsdurchfahrt 
im Zuge der K 73,9 wie folgt neu fest: 
 
Bisherige Ortsdurchfahrt: 

K 73,9 
von NK 4020 047 nach NK 4021 005 
von Station 2,633 bis Station 2,771 

 
Neue Ortsdurchfahrt: 

K 73,9  
von NK 4020 047 nach NK 4021 005 
von Station 2,580 bis Station 2,771 

 
Die Voraussetzungen des § 5 (1) Straßen- u. Wegegesetz 
NW liegen vor. 
 
Belehrung über den Rechtsbehelf 
 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist 
schriftlich oder zur Niederschrift beim Verwaltungsgericht in 
32432 Minden, Königswall 8, einzulegen. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Detmold, den 21.04.2011 
Kreis Lippe 
Az.: EBSt-66.18.73/K 73,9 
 
 
Pieper 
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 10.05.2011 
 
 
 

156 Hinweis auf Veröffentlichung einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung 

 
Gemäß § 24 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 01. Oktober 1979 (GV. NRW S. 621), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. Mai 2009 (GV. NRW S. 
298), wird darauf hingewiesen, dass die öffentlich-
rechtliche Vereinbarung zwischen dem Kreis Lippe und der 
Stadt Bad Salzuflen über die Übertragung der Aufgaben 
der Erziehungsberatung auf den Kreis Lippe vom 13./18. 
Januar 2011 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Det-
mold Nr. 7 vom 14. Februar 2011 bekannt gemacht wurde. 
 
Detmold, den 11.04.2011 
 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
In Vertretung 
gez. John 

Stadt Bad Salzuflen  
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
gez. Welslau 

 

Kr.Bl. Lippe 10.05.2011 
 
 
 

 

Stadt Bad Salzuflen 
 

157 3. Änderungssatzung zur Satzung über die Er-
hebung von Kostenersatz und Gebühren für 
Dienstleistungen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Bad Salzuflen vom 27.06.2005 

 
Der Rat der Stadt hat aufgrund der 
§§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.11.2004 (GV 
NW S. 644), § 41 Abs. 3 des Gesetzes über den Feuer-
schutz und die Hilfeleistung –FSHG- vom 10.02.1998 (GV 
NW S. 122) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21.10.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 04.05.2004, in seiner Sitzung am 13.04.2011 fol-
gende Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung 
von Kostenersatz und Gebühren für Dienstleistungen der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad Salzuflen beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 
Der § 4 der Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Er-
hebung von Kostenersatz und Gebühren für Dienstleistun-
gen der Freiwilligen Feuerwehr erhält folgende Fassung: 
 
„(1) Die Personalkosten berechnen sich nach der Einsatz-
zeit. Sie beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung und 
endet mit der Rückkehr zum jeweiligen Gerätehaus. Maß-
geblich ist insoweit der Einsatzbericht. 
 
Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahrzeu-
ge und Geräte oder eine besondere Rüstzeit erforderlich 
machen, wird diese Zeit der Einsatzzeit hinzugerechnet. 
 
(2) Für die Dauer des Einsatzes wird je eingesetztem eh-
renamtlichen Feuerwehrmitglied aller Dienstgrade ein 
Stundenlohn von 22,50 € berechnet. Es erfolgt eine minu-
tengenaue Abrechnung. 
 
(3) Für die Dauer des Einsatzes wird je eingesetztem 
Feuerwehrmitglied des mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienstes ein Stundenlohn von 22,50 € und für Beamte des 
gehobenen feuerwehrtechnischen Dienstes ein Stunden-
lohn von 22,50 € berechnet. Es erfolgt ebenfalls eine minu-
tengenaue Abrechnung.“ 
 

§ 2 
 
Der § 5 der Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Er-
hebung von Kostenersatz und Gebühren für Dienstleistun-
gen der Freiwilligen Feuerwehr wird wie folgt geändert: 
 
„(1) Die Kosten für die eingesetzten Fahrzeuge und Gerä-
te werden aufgrund der Einsatzzeit im Verhältnis zu den 
Jahresstunden berechnet.  
Die Einsatzzeit beginnt mit dem Ausrücken und endet mit 
der Rückkehr zum jeweiligen Feuerwehrgerätehaus bzw. 
nach einer besonders erforderlichen Reinigung des Fahr-
zeuges.  
Die Höhe des Kostensatzes bestimmt sich nach dem Kos-
tentarif, der Bestandteil der Satzung ist. Auch hier erfolgt 
eine minutengenaue Abrechnung. 
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(2) Die Kosten für Kraft- und Schmierstoffe für das jewei-
lige Fahrzeug bzw. Gerät sind im Verhältnis zu der Anzahl 
der konkreten jährlichen Einsätze zu berechnen. 
 
(3) Für die aufzuwendenden Geräte für Ölsperren wird 
pauschal je Tag ein Betrag von 25,00 € berechnet.“ 
 

§ 3 
 
Der § 7 der Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Er-
hebung von Kostenersatz und Gebühren für Dienstleistun-
gen der Freiwilligen Feuerwehr erhält folgende Fassung: 
 
„(1) Bei nicht bestimmungsgemäßer oder bei missbräuch-
licher Auslösung einer Brandmeldeanlage (§2(2)f. der Sat-
zung über die Erhebung von Kostenersatz und Gebühren 
für Dienstleistungen der Freiwilligen Feuerwehr) wird eine 
Pauschale in nachstehender Höhe zugrundegelegt, die bis 
auf die zu zahlende Bearbeitungsgebühr minutengenau für 
den jeweiligen Einsatz berechnet wird: 
 
Bearbeitungsgebühr  17,00 € 
Löschgruppenfahrzeug/ Stunde  70,00 € 
Hubrettungsfahrzeug/ Stunde 150,00 € 
9 FM/ Stunde 202,50 € 
 439,50 € 
 
(2) Bei nicht bestimmungsgemäßer oder bei missbräuch-
licher Auslösung einer Brandmeldeanlage in einem Son-
derobjekt wird die Pauschale wie folgt zugrunde gelegt, die 
bis auf die zu zahlende Bearbeitungsgebühr minutengenau 
für den jeweiligen Einsatz berechnet wird: 
Bearbeitungsgebühr 17,00 € 
Löschgruppenfahrzeug/ Stunde 70,00 € 
weiteres Löschgruppenfahrzeug/ Stunde 70,00 € 
Hubrettungsfahrzeug/ Stunde 150,00 € 
Einsatzleitwagen/ Stunde 30,00 € 
22 FM/ Stunde 495,00 € 
 832,00 €“ 
 

§ 4 
 
Der § 8 Abs. 2 der Satzung der Stadt Bad Salzuflen über 
die Erhebung von Kostenersatz und Gebühren für Dienst-
leistungen der Freiwilligen Feuerwehr wird wie folgt geän-
dert: 
 
„(2) Für die Dauer der Einsatzzeit bei Brandsicherheits-
wachen wird je eingesetzten Feuerwehrmitglied aller 
Dienstgrade ein Stundenlohn von 22,50 € zugrundegelegt 
und es erfolgt eine minutengenaue Berechnung gegenüber 
dem Kostenpflichtigen.“ 
 

§ 5 
 
Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend am 27.06.2005 
in Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 19.04.2011 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende 3. Änderungssatzung zur Satzung über 
die Erhebung von Kostenersatz und Gebühren für 
Dienstleistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Bad Salzuflen vom 27.06.2005 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 19.04.2011 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 10.05.2011 
 
 
 

158 4. Änderungssatzung zur Satzung über die Er-
hebung von Kostenersatz und Gebühren für 
Dienstleistungen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Bad Salzuflen vom 27.06.2005 

 
Der Rat der Stadt hat aufgrund der 
§§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.11.2004 (GV 
NW S. 644), § 41 Abs. 3 des Gesetzes über den Feuer-
schutz und die Hilfeleistung –FSHG- vom 10.02.1998 (GV 
NW S. 122) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21.10.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 04.05.2004, in seiner Sitzung am 13.04.2011 fol-
gende Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung 
von Kostenersatz und Gebühren für Dienstleistungen der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad Salzuflen beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 
Der § 4 der Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Er-
hebung von Kostenersatz und Gebühren für Dienstleistun-
gen der Freiwilligen Feuerwehr erhält folgende Fassung: 
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„(1) Die Personalkosten berechnen sich nach der Einsatz-
zeit. Sie beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung und 
endet mit der Rückkehr zum jeweiligen Gerätehaus. Maß-
geblich ist insoweit der Einsatzbericht. 
 
Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahrzeu-
ge und Geräte oder eine besondere Rüstzeit erforderlich 
machen, wird diese Zeit der Einsatzzeit hinzugerechnet. 
 
(2) Für die Dauer des Einsatzes und bei Brandsicher-
heitswachen wird je eingesetztem ehrenamtlichen Feuer-
wehrmitglied aller Dienstgrade ein Stundenlohn von 
38,00 € berechnet. Für die Wehrführung und die sonstigen 
Führungskräfte, die am Kommandodienst teilnehmen, wird 
während der Zeit des Kommandodienstes eine Stunde mit 
52,00 € abgerechnet. Es erfolgt eine minutengenaue Ab-
rechnung. 
 
(3) Für die Dauer des Einsatzes und bei Brandsicher-
heitswachen wird je eingesetztem Feuerwehrmitglied des 
mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes ein Stundenlohn 
von 38,00 € und für Beamte des gehobenen feuerwehr-
technischen Dienstes ein Stundenlohn von  
52,00 € berechnet.“ 
Es erfolgt ebenfalls eine minutengenaue Abrechnung.“ 
 

§ 2 
 
Der § 7 der Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Er-
hebung von Kostenersatz und Gebühren für Dienstleistun-
gen der Freiwilligen Feuerwehr erhält folgende Fassung: 
 
„(1) Bei nicht bestimmungsgemäßer oder bei missbräuch-
licher Auslösung einer Brandmeldeanlage (§2(2)f. der Sat-
zung über die Erhebung von Kostenersatz und Gebühren 
für Dienstleistungen der Freiwilligen Feuerwehr) wird eine 
Pauschale in nachstehender Höhe zugrundegelegt, die bis 
auf die zu zahlende Bearbeitungsgebühr minutengenau für 
den jeweiligen Einsatz berechnet wird: 
 
Bearbeitungsgebühr  17,00 € 
Löschgruppenfahrzeug/ Stunde  70,00 € 
Hubrettungsfahrzeug/ Stunde  150,00 € 
9 FM/ Stunde  356,00 € 
 593,00 € 
 
(2) Bei nicht bestimmungsgemäßer oder bei missbräuchlicher 
Auslösung einer Brandmeldeanlage in einem Sonderobjekt 
wird die Pauschale wie folgt zugrundegelegt, die bis auf die zu 
zahlende Bearbeitungsgebühr minutengenau für den jeweiligen 
Einsatz berechnet wird: 
Bearbeitungsgebühr  17,00 € 
Löschgruppenfahrzeug/ Stunde  70,00 € 
weiteres Löschgruppenfahrzeug/ Stunde  70,00 € 
Hubrettungsfahrzeug/ Stunde  150,00 € 
Einsatzleitwagen/ Stunde   30,00 € 
22 FM/ Stunde  850,00 € 
 1.187,00 €“ 
 

§ 3 
 
Der § 8 Abs. 2 der Satzung der Stadt Bad Salzuflen über 
die Erhebung von Kostenersatz und Gebühren für Dienst-
leistungen der Freiwilligen Feuerwehr wird wie folgt geän-
dert: 
 
 
 

 
„(2) Für die Dauer der Einsatzzeit bei Brandsicherheits-
wachen wird je eingesetzten Feuerwehrmitglied ein Stun-
denlohn entsprechend der Regelung des § 4 zugrundege-
legt und es erfolgt eine minutengenaue Berechnung ge-
genüber dem Kostenpflichtigen.“ 
 

§ 4 
 
Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend am 11.12.2010 
in Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 19.04.2011 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 4. Änderungssatzung zur Satzung über 
die Erhebung von Kostenersatz und Gebühren für 
Dienstleistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Bad Salzuflen vom 27.06.2005 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 19.04.2011 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 10.05.2011 
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159 Planfeststellung für den Ausbau der B 239 von 
der A 2 (Bau-km 2+167, 399) bis zur Gemein-
destraße Dorfstraße/Lohheide (Bau-km 5+100) 
auf dem Gebiet der Stadt Bad Salzuflen 

 
einschließlich 

 
• der Herstellung der „Anschlussstelle Meerbrede“ 

mit der Anbindung der L 804 (Buschortstraße) 
sowie der Gemeindestraße Meerbrede mittels 
Zubringerrampen 

 
• der Herstellung der „Anschlussstelle Werl“ mit der 

Anbindung der L 772 (Werler Straße) sowie der 
K 30 (Biemser Straße) mittels Zubringerrampen 
und zwei Kreisverkehrsplätzen 

 
• der Überführung der L 772 (Werler Straße)/K 30 

(Biemser Straße) im Zuge der „Anschlussstelle 
Werl“ 

 
• der Verlegung der Gemeindestraßen “Grüner 

Sand“ und „Dorfstraße“ im Bereich der „An-
schlussstelle Werl“ und Neuanbindung an die 
Kreisverkehrsplätze 

 
• der Überführung Gemeindestraßen „Dorfstra-

ße/Lohheide“ 
 
• Anschluss der Ausbaumaßnahme mit einem Ü-

bergangsbereich von Bau-km 4+940 bis Bau-km 
5+100 an die vorhandene B 239 auf Höhe der 
Gemeindestraßen „Dorfstraße/Lohheide“ 

 
• der Unterführung des Siekbaches und des ver-

legten Knipkenbaches 
 
• der Herstellung von zwei Regenrückhaltebecken 

bei Bau-km 3+750 und 4+100 
 
• der Anlage von ca. 3,3 ha Kompensationsmaß-

nahmen einschließlich Folgemaßnahmen und 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege 

 
• der hiermit im Zusammenhang stehenden übri-

gen Änderungen am bestehenden Straßen -, 
Wege- und Gewässernetz und Anlagen Dritter 

 
auf dem Gebiet der Stadt Bad Salzuflen 
Gemarkung  
Biemsen-Ahmsen  Flur 1 und 2 
Werl-Aspe   Flur 1, 2 und 6 
 
auf dem Gebiet der Gemeinde Leopoldshöhe 
Gemarkung  Krentrup  Flur 2 
 
Ausgelegt werden auch die folgenden Unterlagen: 
 
• Verkehrsgutachten für die B 239n zwischen Bad 

Salzuflen und Lage (Dezember 2010) 
• Umweltverträglichkeitsuntersuchung zum Bau der 

B 239/3.1 in Bad Salzuflen (1990/1993) 
 
 
 
 

 
Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen hat für 
das o. g. Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststel-
lungsverfahrens beantragt. Der Plan (Zeichnungen und Er-
läuterungen) liegt in der Zeit vom 

 
16. Mai 2011 bis 15. Juni 2011 

 
im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen 

 
Rudolph-Brandes-Allee 19 

32105 Bad Salzuflen 
 

6. Obergeschosses, Raum 6.1 
Fachdienst Stadtplanung und Umwelt 

 
während der Dienststunden  

 
Montag bis Mittwoch 8.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag  8.00 - 17.00 Uhr 
Freitag 8.00 - 12.00 Uhr 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus. Der Landesbetrieb 
Straßenbau NRW steht am 26.05. und 09.06.2011 wäh-
rend der öffentlichen Planauslegung mit einem Mitarbeiter 
der Regionalniederlassung Ostwestfalen-Lippe im Rathaus 
der Stadt Bad Salzuflen ganztägig beratend zur Verfügung. 
 
1. Jeder kann bis spätestens 2 Wochen nach Ablauf der 

Auslegungsfrist, 
das ist bis zum 29. Juni 2011, bei der  

 
Bezirksregierung Detmold 
Raum D 118 (Frau Niemeier) 
Leopoldstr. 15 
32756 Detmold 

 
oder bei der 

 
Stadt Bad Salzuflen 
Herr Meise (Raum 4.6a) oder Herr Drees (Raum 4.15) 
(Anschrift s. o.) 

 
Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur 
Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den gel-
tend gemachten Belang und das Maß seiner Beein-
trächtigung erkennen lassen.  

 
Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen ausge-
schlossen (§ 17 a Nr. 7 Satz 1 Bundesfernstraßenge-
setz – FStrG- ). Einwendungen und Stellungnahmen 
der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist eben-
falls ausgeschlossen. 

 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftenlisten unterzeichnet oder in Form verviel-
fältigter, gleichlautender Texte eingereicht werden 
(gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unter-
schrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Name, 
Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unter-
zeichner zu benennen. Anderenfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

 
2. Diese Bekanntmachung  dient  auch der Benachrichti-

gung der nach § 3 Umwelt- Rechtsbehelfsgesetz  bzw. 
den Vorgängervorschriften (vgl. § 5 Abs. 2 Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz) anerkannten Naturschutzverei-
nigungen von der Auslegung des Plans. 
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3. Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen können in 

einem Termin erörtert werden, der ortsüblich bekannt 
zu machen ist. Die Bezirksregierung Detmold als An-
hörungsbehörde kann jedoch auf eine Erörterung ver-
zichten. 

 
Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben 
haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der 
Vertreter, werden von dem Termin gesondert benach-
richtigt.  

 
Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, 
so können sie durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden. 

 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist mög-
lich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche 
Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhö-
rungsbehörde zu geben ist. 

 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungs-
termin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das 
Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörte-
rungstermins beendet. 

 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

 
4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung 

von Einwendungen, Teilnahme am Erörterungstermin 
oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden 
nicht erstattet. 

 
5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der 

Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, 
werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in ei-
nem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 

 
6. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des An-

hörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde 
entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Plan-
feststellungsbeschluss) an die Einwender kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

 
7. Die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen ist 

gleichzeitig auch die Beteiligung der Öffentlichkeit zu 
den Umweltauswirkungen des Vorhabens gem. 
§ 9 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG). Die Nr. 1, 2, 3, 4 und 6 gelten 
hierfür entsprechend.  

 
Im Übrigen wird – da das Vorhaben UVP-pflichtig ist – 
darauf hingewiesen, 

 
• dass die Bezirksregierung Detmold sowohl die für 

das Verfahren als auch für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Be-
hörde ist, 

• dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch 
Planfeststellungsbeschluss entschieden wird und 

• dass die ausgelegten Planunterlagen die nach 
§ 6 Abs. 3 UVPG notwendigen Angaben enthal-
ten. 

 
 
 
 
 

 
8. Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die An-

baubeschränkungen nach § 9 Bundesfernstraßenge-
setz und die Veränderungssperre nach § 9 a Bundes-
fernstraßengesetz in Kraft. Darüber hinaus steht ab 
diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast ein 
Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen 
zu (§ 9 a Abs. 6 Bundesfernstraßengesetz). 

 
Bad Salzuflen, den 05.05.2011 

 
 

gez. Oberweis 
Erster Beigeordneter 

Kr.Bl. Lippe 10.05.2011 
 
 
 

160 1. Änderungsverordnung vom 18. April 2011 
zur Verordnung über das Offenhalten von Ver-
kaufsstellen in der Stadt Bad Salzuflen vom 18. 
Mai 2009 (KrBl. Lippe 25.05.2009) 

 
Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) 
vom 16. November 2006 (GV. NRW. 2006 S. 516 / SGV 
NRW 7113) und den §§ 27 ff. des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehör-
dengesetz (OBG) vom 13. Mai 1980 (GV.NRW. 1980, S. 
528 / SGV. NRW. 2060), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765), wird von der 
Stadt Bad Salzuflen gem. Beschluss des Rates vom 13. 
April 2011 für das Gebiet der Stadt Bad Salzuflen folgende 
ordnungsbehördliche Verordnung erlassen:  
 

§ 1 
 
1. § 1 der Verordnung über das Offenhalten von Ver-

kaufsstellen in der Stadt Bad Salzuflen an Sonn- und 
Feiertagen vom 18. Mai 2009 erhält folgende Fassung:  
 

Ortsteil Salzuflen der Stadt Bad Salzuflen 
Verkaufsstellen im Ortsteil Salzuflen dürfen aus folgen-
den Anlässen sonntags in der Zeit von 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr geöffnet sein:  
 
- Orchideenschau und einer Veranstaltung der Wo-

chenmarktbeschicker im jährlichen Wechsel,  
- Weinfest,  
- September-/Oktoberfest, (ggf. mit Sondertitel),  
- Martinsfest.  

 
2. § 3 der genannten Verordnung erhält folgende Fas-

sung:  
 
 (1) Findet in einem Jahr eine in § 1 genannte Veran-

staltung bzw. ein genanntes Fest nicht statt, so 
können Verkaufsstellen im Ortsteil Salzuflen am 2. 
Adventssonntag in der Zeit von 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr geöffnet sein; findet eine weitere Ver-
anstaltung bzw. ein weiteres Fest nicht statt, tritt 
an deren/dessen Stelle das Salzsiederfest.  

 
 (2) Findet in einem Jahr ein in § 2 genannter Anlass 

nicht statt, so können Verkaufsstellen im Ortsteil 
Schötmar an dem 4. Adventssonntag in der Zeit 
von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet werden.  
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§ 2 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in 
Kraft.  
 
Ausgefertigt:  
Bad Salzuflen, den 18. April 2011 
Stadt Bad Salzuflen  
als örtliche Ordnungsbehörde  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Verordnung vom 18. April 2011 wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

 
Bad Salzuflen, den 18. April 2011 
Stadt Bad Salzuflen  
Der Bürgermeister 
 
 
gez. (LS) 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 10.05.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Stadt Barntrup 
 
161 Bekanntmachung der Haushaltssatzung der 

Stadt Barntrup für das Haushaltsjahr 2011 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Barntrup für das Haus-

haltsjahr 2011 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zurzeit geltenden 
Fassung, hat der Rat der Stadt Barntrup am 29.03.2011 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendige Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird  
 
im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf  18.239.858,00 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  19.293.502,00 € 
 
im Finanzplan mit 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit  16.510.410,00 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit  16.589.477,00 € 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
und der Finanzierungstätigkeit auf   2.067.100,00 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
und der Finanzierungstätigkeit auf   2.766.800,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2011 erforderlich ist, wird auf  
 

1.074.250,00 € 
 

festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf  
 

0,00 € 
 

festgesetzt. 
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§ 4 

 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf  
 

42.333,00 € 
 

festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Aus-
gleich des Ergebnisplanes wird auf 
 

1.011.311,00 € 
 

festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2011 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf  
 

6.000.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 7 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2011 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
(Grundsteuer A)  207 v.H. 
 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 396 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer: 
auf  410 v.H. 
 

§ 8 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lun- 
gen sowie Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie im Einzelfall mehr als 15.000,00 € betragen.   
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 10.000,00 € überschreiten, davon ausge-
nommen sind die internen Leistungsverrechnungen und 
bilanzielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresab-
schlusses.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben, die im Zusammenhang mit der Umsetzung des 
NKF sowie finanzneutrale Mittelumschichtungen zwischen 
den Organisationsbereichen, die bei Strukturänderungen 
der Verwaltung und im Bereich der Personalwirtschaft er-
forderlich werden. Unerheblich sind ebenso alle über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, die 
aus finanzstatistischen Gründen für die finanzneutrale 
Änderung von Sachkonten erforderlich werden. 
 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzuse-
hen, wenn sie im Einzelfall mehr als 10.000,00 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 5.000,00 € betragen.  
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis zu 
bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 2.500,00 € 
 

§ 9 
 

Budgets und Deckungsfähigkeiten  
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß 
§ 21 Asatz 1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen in-
nerhalb der einzelnen Produkte/Produktleistungen, mit 
Ausnahme  
 
- der Verfügungsmittel  
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z.B. bilanzielle  
 Abschreibungen, interne Leistungsverrechnungen etc.) 
- der Personalaufwendungen und -auszahlungen 
- der Unterhaltungs- und Bewirtschaftungsaufwendungen  
 und -auszahlungen 
 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO beste-
hen. Das Gleiche gilt für Ein- und Auszahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit. Die Personalaufwendungen 
und –auszahlungen sowie die Unterhaltungs- und Bewirt-
schaftungsaufwendungen und -auszahlungen werden für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlungen / Auszah-
lungen innerhalb der kostenrechnenden Einrichtungen 
werden zu jeweils gesonderten Budgets verbunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summen der Erträge und 
die Summen der Aufwendungen für die Haushaltsführung 
verbindlich.  
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil 
des Finanzplanes gelten die Veranschlagungen auf den  
„Produkt- und Auftragssachkonten“. 
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§ 10 

 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, zunächst nicht festgesetzt. Grund-
sätzlich werden alle Investitionsmaßnahmen ausgewiesen.   
 

§ 11 
 

Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: 
Die Stelle entfällt beim Ausscheiden des Stelleninhabers. 
 
ku.-Vermerk: 
Die Stelle ist nach Ausscheiden des Stelleninhabers um-
zuwandeln. 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Barntrup mit 
ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2011 wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit Anlagen ist gemäß § 80 Absatz 5 
GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 30.03.2011 
angezeigt worden. Die nach § 75 Absatz 4 GO NRW erfor-
derliche Genehmigung der Verringerung der allgemeinen 
Rücklage ist vom Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Verfügung vom 07.04.2011 erteilt und 
das Anzeigeverfahren beendet worden. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 11.05.2011 bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses gemäß § 96 Absatz 2 GO NRW im 
Rathaus, Kämmerei, Mittelstraße 38, Zimmer Nr. 13, 32683 
Barntrup, während der Dienststunden öffentlich aus und ist 
unter der Adresse www.barntrup.de im Internet verfügbar. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Barntrup, 13.04.2011 
 
 
Bürgermeister 
(Dahle)  

Kr.Bl. Lippe 10.05.2011 
 
 
 
162 Haushaltssatzung für den Schulverband Barnt-

rup-Dörentrup für das Haushaltsjahr 2011 
 
Aufgrund der §§ 78 ff der Gemeindeordnung für des Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), in der z. Zt. gültigen 
Fassung in Verbindung mit § 18 Abs. 1 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 01.10.1979 (GV NW S. 621), in der z. 
Zt. gültigen Fassung, hat die Schulverbandsversammlung 
des Schulverbandes Barntrup-Dörentrup am 31.03.2011 
folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2011 er-
lassen:  
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der für die 
Erfüllung der Aufgaben des Schulverbandes Barntrup-
Dörentrup voraussichtlich anfallenden Erträge und entste-
henden Aufwendungen sowie eingehende Einzahlungen 
und zu leistende Auszahlungen und notwendigen Verpflich-
tungsermächtigungen enthält, wird  
 
Im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf  575.670,00 EUR 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 575.670,00 EUR 
 
Im Finanzplan mit 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 518.320,00 EUR 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  469.370,00 EUR 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit 
und der Finanzierungstätigkeit auf 0,00 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit 
und der Finanzierungstätigkeit auf  48.950,00 EUR 
 
festgesetzt.  
 

§ 2 
 
Kredite werden nicht in Anspruch genommen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.  
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§ 4 

 
Eine Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnispla-
nes wird beim Schulverband nicht festgesetzt.  
 

§ 5 
 
Kredite zur Liquiditätssicherung werden nicht in Anspruch 
genommen. 
 

§ 6 
 
Der Schulverbandsbeitrag beträgt entsprechend der Be-
rechnung in der Ergebnisplanung für die  
Verbandsmitglieder 
 Stadt Barntrup 267.124,72 EUR 
 Gemeinde Dörentrup 177.995,28 EUR 
  445.120,00 EUR 
 
Nach der Berechnung in der Finanzplanung beträgt der 
Schulverbandsbeitrag für die Verbands-mitglieder 
 Stadt Barntrup 271.715,62 EUR 
 Gemeinde Dörentrup 181.054,38 EUR 
  452.770,00 EUR  
 

§ 7 
 
1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-

zahlungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher 
Grundlage beruhen, sind erheblich im Sinne des § 83 
GO NW, wenn sie im Einzelfall mehr als 10.000,00 
EUR betragen. Alle übrigen über- und außerplanmäßi-
gen Aufwendungen und Auszahlungen sind erheblich, 
wenn sie im Einzelfall den Betrag von 5.000,00 EUR 
überschreiten. Die erheblichen Aufwendungen und 
Auszahlungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
Schulverbandsversammlung, im Übrigen sind sie der 
Schulverbandsversammlung zur Kenntnis zu bringen.  

 
2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-

zahlungen gelten nach § 83 GO NW als geringfügig, 
wenn sie im Einzelfall einen Betrag von 2.000,00 EUR 
nicht übersteigen. Die Zustimmung bzw. Kenntnisnah-
me durch die Schulverbandsversammlung findet inso-
weit keine Anwendung.  

 
§ 7 

 
Alle Aufwendungen und Auszahlungen werden gem. 
§ 22 GemHVO für übertragbar erklärt. 
 
Barntrup, den 31.03.2011 
 
Vorsitzender 
Babenhauserheide 
 
Schulverbandsvorsteher 
Dahle 
 
Schriftführerin 
Caminneci 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 

 
Die nach § 19 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG) in der z.Zt. geltenden Fassung 
festgesetzte Umlage ist vom Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde in  
Detmold mit Verfügung vom   genehmigt 
worden. 
 

Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666) 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c) der Schulverbandsvorsteher hat den Satzungsbe-

schluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber dem 

Schulverband vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift, und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Barntrup, den 28.04.2011 
 
 
Babenhauserheide Dahle 
Vorsitzender Schulverbandsvorsteher 
der Schulverbandsversammlung 
 

Kr.Bl. Lippe 10.05.2011 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
163 Bekanntmachung über die Einebnung von 

Grabstellen auf den kommunalen Friedhöfen 
der Stadt Horn-Bad Meinberg 

 
1. Bei den folgenden Grabstätten sind die vorgeschriebe-

nen laufenden gärtnerischen Unterhaltungsarbeiten 
nicht durchgeführt worden: 
 
Friedhof Horn ‚Am Kreuzenstein’ 
 
Reihengrab 
Feld I, Reihe 3, Nr. 45 
(Ida Köhler) 
 
Friedhof Horn‚Steinheimer Straße’ 
 
Wahlgrab für 2 Personen 
Feld G, Reihe 11, Nr. 171-172 
(Luise und Ewald Plöger) 
 
Wahlgrab für 3 Personen 
Feld C, Reihe 7, Nr. 66-68 
(Charlotte, Amalie und Adolph Schierenberg) 
 
Friedhof Holzhausen-Ext. 
 
Wahlgrab für 2 Personen 
Feld A, Reihe 7, Nr. 157-158 
(Elisabeth und Walter Römer) 
 
Friedhof Vahlhausen 
 
Wahlgrab für 2 Personen 
Feld A, Reihe 7, Nr. 3-4 
(Heinrich Böckhaus) 
 
Die Pflegeverpflichteten werden hiermit gebeten, die 
Grabstätte bis spätestens 31.07.2011 wieder ord-
nungsgemäß herzurichten. Anderenfalls bin ich ge-
zwungen, die Einebnung gemäß § 28 der Satzung für 
die kommunalen Friedhöfe der Stadt Horn-Bad Mein-
berg vom 19.07.2007 durchzuführen. 

 
2. Grabstätten mit abgelaufener Nutzungszeit 
 

Friedhof Horn ‚Steinheimer Straße’ 
 
Reihengrab 
Feld RG5, Reihe 1, Nr. 1 
(Hans Kähler) 
Nutzungszeit bis 14.04.2006 
 
Wahlgrab für 1 Person 
Feld I, Reihe 5, Nr. 50 
(Joseph Bürger) 
Nutzungszeit bis 27.01.2009 
 
 
 
 

 
Nach Ablauf der Nutzungszeit können Pflege-
verpflichtete für Grabstellen auf dem Friedhof Horn‚ 
Steinheimer Straße’ Nutzungsvereinbarungen mit der 
Stadt Horn-Bad Meinberg abschließen, die eine weitere 
Erhaltung zur Pflege der Gräber sicherstellen, jedoch 
eine weitere Beerdigung in der Grabstätte ausschlie-
ßen. 

 
Sofern nicht bis zum 31.07.2011 ein dazu Berechtigter 
einen Antrag auf Abschluss einer Nutzungsvereinba-
rung zur weiteren Pflege der Grabstätte bei der Fried-
hofsverwaltung der Stadt Horn-Bad Meinberg, Burg-
straße 11, 32805 Horn-Bad Meinberg stellt, werden die 
Grabstätten von Amts wegen abgeräumt und eingeeb-
net. 

 
Angehörige werden gebeten, die Grabmale, Blumenvasen 
und den übrigen Grabschmuck zu entfernen. Nicht abge-
räumtes Grabzubehör geht in das Eigentum der Stadt über. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 18.04.2011 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 
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Sparkasse Detmold 
 
164 Aufgebot eines Sparkassenbuches 
 
Das Aufgebot des in Verlust geratenen Sparkassenbuches 
Nr. 
 

309.079.853   
  
unserer Sparkasse ist beantragt  worden. 
 
Die Inhaber des Sparkassenbuches werden aufgefordert, 
spätestens in dem auf  
 
Freitag, den 12. August 2011 
 
im Gebäude der Sparkasse Detmold in Detmold, Pauli-
nenstr. 34, anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte gel-
tend zu machen und das Sparkassenbuch vorzulegen, wid-
rigenfalls die Kraftloserklärung des Sparkassenbuches ge-
mäß § 16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verordnung über den Betrieb 
und die Geschäfte der Sparkassen (SpkVO) NW vom 15. 
Dezember 1995 erfolgen wird. 
 
 
Detmold, den 29. April 2011 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 
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218 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,38 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


